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Siehe auch:

Trinkwasserversorgung;

Ableitung und Reinigung des 
Abwassers;

Verbauung , Renaturierung der 
Fliessgewässer und 
Abflussbewirtschaftung;

Belastete Standorte;

Arbeitszonen und grosse 
Verkehrserzeuger;

Bodenschutz;

Materialausbeutung;

Bodenverbesserung

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle: 
Amt für Umwelt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
BRPA, LIG, LwA, MelA, SGeW, 
KL

Andere Kantone:
VD, BE

Bund:
BUWAL

1. PROBLEMSTELLUNG

Unter Grundwasser versteht man das Wasser , das nach dem 
Versickern durch die oberen Bodenschichten im unterirdischen 
Grundwasserträger gespeichert ist. Es wird vom Menschen zu 
Konsumzwecken verwendet, wozu es entweder an der Quelle 
gefasst oder direkt abgepumpt wird. Grundwasservorkommen, 
die eine Fassung von über 200 l/min erlauben, gehören zu den 
öffentlichen Gewässern 

Das Grundwasser deckt 70% des kantonalen Trinkwasserbedarfs. 
Es stellt eine der grundlegenden Ressourcen des Kantons dar 
und muss deshalb sowohl in quantitativer als auch in qualitativer 
Hinsicht geschützt werden. Der durch die Menschen ausgeübte 
Druck gefährdet seine gegenwärtige und künftige Nutzung. So 
besteht einerseits die Gefahr, dass die nutzbaren Vorkommen durch 
eine stetige Erhöhung des Bedarfs an Trink- und Brauchwasser 
aufgebraucht werden. Andererseits können die Tätigkeiten der 
Menschen zu schweren Verunreinigungen des Grundwassers 
führen, die in der Folge nur schwer zu beheben sind. Somit sind 
zur Bewahrung dieser Ressource vorbeugende Vorkehrungen zu 
treffen (Schutz der Grundwasservorkommen, Vorbeugung von 
Verunreinigungen, Beherrschung der Risiken) und verbrauchsspe-
zifische Massnahmen zu ergreifen (haushälterische Nutzung, 
Sanierung von verunreinigten Grundwasservorkommen).

Zur Vermeidung von Verunreinigungen organischer und chemischer 
Natur sind Grundwasserschutzzonen S geschaffen worden. Da 
diese für eine Reihe von Schadstoffen wirkungslos sind, wurden 
im Rahmen der Revision des Bundesgesetzes über den Schutz 
der Gewässer (GSchG) und der Gewässerschutzverordnung 
(GSchV) neue Bestimmungen (insbesondere die Festlegung von 
Zuströmbereichen Z) ausgearbeitet. Die Grundwasservorkommen 
werden nicht nur durch direkte Einwirkungen, sondern auch durch 
diffuse Verunreinigungen bedroht, welche die Wasserqualität nach 
und nach schwer beeinträchtigen. Massnahmen gegen diese 
Art der Verunreinigung sind vorrangig und betreffen sowohl die 
Landwirtschaft als auch die anderen Emissionsquellen (zum Beispiel 
Deponien oder belastete Standorte, undichte Kanalisationen 
usw.).

Sämtliche Grundwasservorkommen und Wasserversorgungsanlagen 
des Kantons Freiburg sind in einem Inventar erfasst. 70% der wich-
tigen öffentlichen Fassungen verfügen dazu über genehmigte oder 
im Genehmigungsverfahren begriffene Grundwasserschutzzonen 
S (Zonen S1 bis S3). Die übrigen 30% sind durch vom Kanton 
festgelegte provisorische Schutzzonen gesichert. Die Suche nach 
einer Methode zur Ausscheidung der neuen Zuströmbereiche 
Z ist Gegenstand einer Studie, die sich auf zwei Pilotprojekte 
stützt.

2. GRUNGSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Die vorrangigen Aktionen des Kantons zugunsten der unterirdischen 
Gewässer verfolgen insbesondere den Zweck,
· Die kantonalen Trinkwasserressourcen aus Grundwasser-

vorkommen zu bewahren.

· Eine den gesetzlichen Normen entsprechende Qualität des 
Grundwassers dauerhaft zu sichern.

Zwei erläuternde Berichte sind 
zum Verständnis dieses Themas 
verfügbar «Grundwasser» und 
«Wasserkreislauf»

>
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· Soweit möglich eine Nutzung des Grundwassers ohne vor-
hergehende Aufbereitung sicherzustellen.

· In der Landwirtschaft umweltgerechte Bewirtschaftungsmethoden 
zu unterstützen, um das Grundwasser vor dif fusen 
Verunreinigungen zu schützen, die seine Qualität beeinträchtigen 
können.

· Besonders bedrohte Einzugsgebiete von Grundwasserfassungen 
besser zu schützen.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Der Kanton nimmt in Zusammenarbeit mit den Gemeinden gemäss 
der gesetzlichen Bestimmungen den planerischen Gewässerschutz 
wahr. Insbesondere übernimmt er:
· Die Festlegung der Gewässerschutzbereiche, wobei die beson-

ders gefährdeten Bereiche zu bezeichnen sind (Art. 19 GSchG): 
Gewässerschutzbereich Au (nutzbare unterirdische Gewässer 
sowie die zu ihrem Schutz notwendigen Randgebiete) und 
Zuströmbereich Zu (Gebiet, aus dem bei niedrigem Wasserstand 
etwa 90 Prozent des Grundwassers stammt, das bei einer 
Grundwasserfassung höchstens entnommen werden darf).

· Die Ausscheidung und Genehmigung der Grundwasser-
schutzzonen S für die im öffentlichen Interesse liegenden 
Grundwasserfassungen und -anreicherungsanlagen (Art. 20 
GSchG). Diese Zonen umfassen den Fassungsbereich (Zone S1), 
die Engere Schutzzone (Zone S2) und die Weitere Schutzzone 
(Zone S3). Die Nutzungseinschränkungen für jede Zone sind im 
Reglement für die Grundwasserschutzzonen S festgelegt.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Besondere Aufmerksamkeit ist dem Grundwasserschutz bei 
der Ausübung menschlicher Tätigkeiten beizumessen, welche 
die Wasserqualität beeinträchtigen können, so:

- bei landwirtschaftlichen Tätigkeiten.
- beim Materialabbau.
- beim Transport und bei der Lagerung von gefährlichen 

Stoffen und Abfällen.
- beim Bau von grossen Infrastrukturanlagen.

· I n s b e s o n d e r e  s i n d  f o l g e n d e  G r u n d s ä t z e  z u 
berücksichtigen:

- Durchführen einer auf die Landwirte ausgerichteten aktiven 
Informations- und Beratungspolitik in Hinblick auf die 
Einführung umweltgerechter Bewirtschaftungsmethoden, 
insbesondere in Bezug auf einen zurückhaltenden Dünger-
einsatz.

- Förderung der Erstellung von genügend Lagerkapazitäten 
für Hofdünger.

- Zusätzlich zu den von der Bundesgesetzgebung vorgeschrie-
benen Einschränkungen sind in den Grundwasserschutzzonen 
Zonen S2 und S3 keine neuen Arbeitszonen zu planen.
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3. AUFGABENVERTEILUNG

Das Amt für Umwelt:
· Erstellt und führt ein Inventar über die Grundwasservorkommen 

und bestimmt, welche durch Schutzperimeter zu schützen 
sind.

· Erstellt und führt das Kataster der Wasserversorgungs-
anlagen.

· Erstellt und führt die Karten der Gewässerschutzgebiete.

· Legt unter Mitarbeit des Landwirtschaftlichen Instituts des Kantons 
Freiburg sowie den betroffenen Gemeinden die Methode 
fest, anhand der die Ausscheidung der Zuströmbereiche Z 
zu erfolgen hat.

· Scheidet die provisorischen Schutzzonen aus und kontrolliert die 
von den Inhabern von Grundwasserfassungen durchgeführten 
Abgrenzungen der Grundwasserschutzzonen.

· Kontrolliert regelmässig die in den Grundwasserschutzzonen 
S gelegenen Anlagen (Öltransformatoren, Wärmepumpen, 
geothermische Sonden, Lageranlagen für Mineralölprodukte) 
und sorgt falls nötig für deren Sanierung, in Zusammenarbeit 
mit den betroffenen Behörden.

· Behandelt die Konzessionsgesuche zur Nutzung von 
öffentlichem Grundwasser für die Trinkwasserversorgung.

· Hat die Aufgabe, die Lagerkapazitäten für Hofdünger fest-
zulegen, die Lageranlagen zu kontrollieren und etwaige 
Sanierungen anzuordnen.

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Überprüft die Berücksichtigung des Gewässerschutzes bei 

der Ortsplanung und sorgt insbesondere dafür, dass die 
vorgeschlagenen Nutzungen mit dem Gewässerschutz 
übereinstimmen.

Die Direktion der Institutionen und der Land- und Forstwirtschaft, 
das Amt für Landwirtschaft und das Landwirtschaftliche Institut 
des Kantons Freiburg:
· Sind für die vorbeugende Öffentlichkeitsarbeit in den land-

wirtschaftlichen Kreisen verantwortlich.

· Überprüfen die Anwendung der eidgenössischen Richtlinien 
bezüglich der Bewir tschaftungsmethoden gemäss den 
Anforderungen des ökologischen Leistungsnachweises und 
berücksichtigen bei der Festlegung des Betrages der Direkt-
zahlungen den Gewässerschutz.

· Setzen die auf der Grundlage der Ergebnisse der laufen-
den Studie vorgeschlagenen Programme zur Sanierung der 
Einzugsgebiete der Grundwasserfassungen (Zuströmbereiche 
Z) um.

· Beteiligen sich an der Umsetzung der Massnahmen zur 
Einschränkung der landwirtschaftlichen Tätigkeit in den Grund-
wasserschutzzonen S.

Das Meliorationsamt:
· Arbeitet zusammen mit der ILFD , dem LIG und dem AfU an der 

Schaffung von genügend Lagerkapazitäten für Hofdünger.
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Die Sektion Gewässer des Tiefbauamtes:
· Prüft in Zusammenarbeit mit dem AfU die Konzessionsgesuche 

zur Nutzung von öffentlichen Wasservorkommen.

· Behandelt die Konzessions- und Bewilligungsgesuche zur 
Nutzung von öffentlichem Grundwasser für verschiedene 
Bedürfnisse, u.a. zur Bewässerung der landwirtschaftlichen 
Anbauflächen.

· Sorgt dafür, dass die Realisierung von Verbauungen keine 
nachteiligen Auswirkungen auf das Grundwasser bewirkt 
(geringere Speisung der Grundwasservorkommen).

· Sorgt dafür, dass die Realisierung von Anlagen zum 
Abpumpen von Wasser aus Grundwasservorkommen, die mit 
einem Wasserlauf verbunden sind, diesen Wasserlauf nicht 
beeinträchtigt (Reduktion der Wassermenge).

Das Kantonale Laboratorium:
· Liefert die grundlegenden Analysedaten für die Wahl und 

die Ausarbeitung der Zuströmbereiche (Zuströmbereiche Zu 
und Zo) und der S-Zonen allgemein.

Die Gemeinden:
· Sind für die öffentliche Auflage der Grundwasserschutzzonen 

S und für die Ausarbeitung des Reglements für die öffentlichen 
Fassungsanlagen und ihre Integration in den Zonennutzungsplan 
zuständig.

· Berücksichtigen bei den Or tsplanungsprojekten den 
Grundwasserschutz.

· Überprüfen die Anwendung des Reglements für die Grund-
wasserschutzzonen S.

· Beteiligen sich an der Ausarbeitung des Wasserversorgungs-
atlasses.

4. UMSTEZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Bewirtschaftung der Trinkwasservorräte 

Ein Sachplan Trinkwasserversorgung wird erstellt werden, der 
namentlich den folgenden Inhalt haben wird:
· Ein quantitatives und qualitatives Inventar der Trinkwasservorräte, 

das den bestehenden Atlas ergänzt.

· Festlegung der Ziele und Massnahmen zum Schutz, zur Über-
wachung, Bewirtschaftung und Sanierung der Trinkwasser-
vorräte.

· Festlegung der Aktionsschwerpunkte, die der Kanton realisieren 
will.

· Festlegung der Aufgaben, die in diesem Bereich die lokalen 
und regionalen Gebietskörperschaften zu erfüllen haben.

Ausscheidung der Zuströmbereiche Zu

Auf der Grundlage zweier laufender Pilotprojekte wird eine 
Methode zur Ausscheidung von Zuströmbereichen Zu im Sinne 
der GSchV ausgearbeitet. Diese Arbeiten sollen insbesondere 
die Beurteilung der Sanierungs- und Kontrollmassnahmen im 
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Bereich der Landwirtschaft erlauben. Diesbezüglich ist eine enge 
Zusammenarbeit zwischen dem Amt für Umwelt, dem Amt für 
Landwirtschaft und dem Landwirtschaftlichen Institut des Kantons 
Freiburg erforderlich.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Kantonale Grundlagen

Die vom Kanton erstellten Studien, insbesondere jene hinsichtlich 
der Arbeitszonen und des Materialabbaus, berücksichtigen die 
kantonale Ziele zum Thema Grundwasserschutz.

Ortsplanung

Die Genehmigung der Grundwasserschutzzonen S hat spätestens 
zum Zeitpunkt der Revision des Zonennutzungsplanes zu erfol-
gen. Die gemäss dem GSchG und der GSchV festgelegten 
Grundwasserschutzzonen S1 bis S3 werden zu Informations-
zwecken in den Zonennutzungsplänen (ZNP) dargestellt. In der 
Grundwasserschutzzone S können keine neuen Arbeitszonen 
ausgeschieden werden.

Das Planungs- und Baureglement (PBR) verweist auf das 
Reglement über die Grundwasserschutzzonen S für die betroffenen 
Bereiche.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTS

Ausscheidung und Genehmigung der Schutzzonen

Rund um die im öffentlichen Interesse liegenden Grundwasser-
fassungen und künstlichen Anreicherungsanlagen sind Grundwasser-
schutzzonen S auszuscheiden.

Für die noch nicht genehmigten wichtigen öffentlichen Grundwasser-
fassungen für die der Kanton provisorische Gewässerschutzzonen 
ausgeschieden hat, muss der Inhaber der Fassung die notwen-
dige Detail-Studie in Hinblick auf die Abgrenzung der Grund-
wasserschutzzonen S1, S2 und S3 sowie auf das Reglement 
durchführen.

Diese Studien werden gemäss dem in Art. 78 ff. RPBG vorge-
schriebenen Verfahren öffentlich aufgelegt. Der Plan und das 
Reglement für die Grundwasserschutzzonen S werden von der 
Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion genehmigt.

Diese Arbeiten sind bald möglichst, jedoch spätestens zum Zeitpunkt 
der Revision des Zonennutzungsplan (ZNP) vorzunehmen.

Baubewilligungsgesuch

Bei der Realisierung eines Projekts in einer Grundwasserschutzzone 
S oder in der Nähe einer solchen muss der Gesuchsteller:
· Sich bei der Gemeinde und gegebenenfalls beim AfU über 

die einzuhaltenden Massnahmen und Bedingungen informie-
ren.

· Ein Vorprüfungsgesuch einreichen.

· Ein vollständiges Baugesuchsdossier einreichen, welches die 
im Gemeindereglement für die Grundwasserschutzzonen S 
sowie die im Rahmen des Vorprüfungsgesuches gestellten 
Bedingungen erfüllen muss.
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· Die Kosten der Studien und Massnahmen übernehmen, die 
durch das Planungs- und Baureglement oder die zuständigen 
Stellen vorgeschrieben sind.
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S tand  de r  Genehmigung  de r  G rund was s e r s chu t z zonen  S

Legende

Unterirdische Gewässer (Quellen oder Grundwasser)
mit Grundwasserschutzzonen "S", die genehmigt oder
in Genehmigungsverfahren sind

Unterirdische Gewässer mit provisorischen 
Grundwasserschutzzonen "S", welche noch genehmigt 
werden müssen oder ohne öffentliches Netz
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